
Landräte fordern weniger Erschütterungen und Lärm
Volker Boch und Jörg Denninghoff zur geplanten Generalsanierung der Bahnstrecken am Rhein: Mehr Güterverkehr liegt nicht im Interesse der Region

M Rhein-Lahn. Bürgerinitiativen
und Kommunalpolitiker im Rhein-
tal machen mobil, um die Bahn da-
zu zu bringen, im Rahmen der von
ihr geplanten Sanierungsmaßnah-
men der Strecken links und rechts
des Rheins auch besseren Lärm-
und Erschütterungsschutz einzu-
bauen. Befürchtet wird nämlich,
dass mit der Digitalisierung der
Gleiswege mehr und längere Züge
durch das Tal donnern werden.
Von mehr Schutz aber war auf der
jüngsten Versammlung des
Zweckverbandes Weltkulturerbe
Oberes Mittelrheintal nicht die Re-
de, als Vertreter der Bahn die Plä-
ne vorstellten. Wenige Tage zuvor
waren die beiden Landräte Jörg
Denninghoff (Rhein-Lahn und
stellvertretender Vorsitzender des
Zweckverbandes) und Volker Boch
(Rhein-Hunsrück und in Personal-
union Vorsteher des Zweckver-
bandes) auch bei einem Treffen
von Bürgerinitiativen und kom-
munalen Vertretern in Kamp-Born-
hofen zugegen. Wir fragten die bei-
den Kreischefs, was die Vorhaben
der Bahn für das Tal, die Region
und das Welterbe bedeuten könn-
ten und wie sie die Bevölkerung
vor mehr Lärm und Erschütterun-
gen schützen wollen.

Mit den Plänen der Bahn, in den
Jahren 2026 und 2028 die rechts-
und linksrheinischen Strecken
komplett zu sanieren, werden die
Strecken nach eigener Aussage der
Bahn zu „Hochleistungskorridoren“
ausgebaut. Ein Mehr an Güterver-
kehr ist für die kommenden Jahre
nicht nur prognostiziert, sondern
wird dann durch die Digitalisierung
auch möglich. Erwarten die Land-
räte links und rechts des Rheins
eine weitere Belastung der Anlieger
inklusive Hotellerie und Gastrono-
mie aufgrund von Lärm, Erschütte-
rungen und Feinstaub?
Jörg Denninghoff/Volker Boch: Die
konkreten Auswirkungen, die sich
durch den Ausbau zu einem soge-
nannten Hochleistungskorridor er-
geben, können aktuell nur schwer
eingeschätzt werden, da uns dazu
keine Informationen der Bahn vor-
liegen. Bislang ist lediglich be-
kannt, wie die zeitliche Umsetzung
für das Bauprogramm auf der rech-
ten Rheinseite aussehen soll. Diese
wurde im Zweckverband durch
Vertreter der Bahn auf unsere An-
frage hin vorgestellt, mit dem kla-
ren Hinweis der Bahn, dass es sich
um eine Sanierungsmaßnahme und
nicht um einen Ausbau handelt.
Der Zweckverband hat die Bahn
bewusst eingeladen, um überhaupt
Informationen zum Sachstand zu
erhalten. Zu Maßnahmen auf der
linken Rheinseite, die 2028 umge-
setzt werden sollen, gab es keine
Aussagen. Grundsätzlich lässt sich
allein durch den Umfang der Ge-
samtmaßnahme und der damit ein-
hergehenden Investition der Bahn
der Eindruck gewinnen, dass sich
die Frequenz erheblich verändern
könnte. Deshalb ist zwingend not-
wendig, dass seitens der Bahn alle
erdenklichen Maßnahmen zum
Schutz der Bevölkerung, der Ge-
meinden und der Region vor wei-
teren Belastungen und damit auch
vor gesundheitlichen Schäden vor-
genommen werden. Dazu gehört
insbesondere die konsequente
Umsetzung der Umstellung auf die
Technik der sogenannten leisen
Sohlen, also der flächendeckende
Einsatz einer lärmreduzierten
Technik der Waggons, die drasti-
sche Reduzierung von Erschütte-
rungen, die weitere Installation
von Lärmschutzwänden, die Ein-
richtung von Messstellen für Fein-
staub und Lärm sowie eine Offen-
heit für belastungssenkende Maß-
nahmen wie Geschwindigkeitsre-
duzierungen in den Ortslagen. Ge-
rade Letzteres könnte am Ende zu
einer gezielten Reduzierung der
Belastung führen, die notwendig
ist. Es muss bei der von der Bahn
geplanten Maßnahme darum ge-
hen, die Strecke auch nach den Un-
fällen in Lorch und Lahnstein vor
allem sicherheitstechnisch zu er-
neuern, zu verbessern und auf ein
modernes Level zu bringen – nicht,
um dadurch Zugfrequenzen zu er-
höhen, sondern um das Tal und die

Bewohner stärker vor Lärm und
Gefahren zu schützen. Nur mit ei-
ner konsequenten Ausrichtung der
geplanten Maßnahme auf eine
Verbesserung des Status quo wird
die Bahn Akzeptanz in der Bevöl-
kerung erreichen. Es ist für die Be-
völkerung und die Region wichtig,
dass die von der Bahn geplante

Maßnahme dazu führt, dass insbe-
sondere Erschütterungen und Lärm
reduziert werden, und dies in ei-
nem deutlichen Umfang.

Die geplanten Sanierungen sind
nicht nur aus technischen Gründen
notwendig, die Bundesrepublik ist
darüber hinaus vertraglich dazu
verpflichtet, die europäische Gü-
terverkehrstrasse von Genua nach
Rotterdam zu gewährleisten.
Letztlich könnte dies zu mehr und
längeren Güterzügen führen. Was
bedeutet es Ihres Erachtens als
Vorsteher des Zweckverbandes für
die Menschen in der Region, wenn
eine der meistbefahrenen Güter-
zugstrecken durch das Welterbe
verläuft?
Denninghoff/Boch: Es liegt unserer
Einschätzung nach absolut nicht
im Interesse der Region und der
Bürgerinnen und Bürger, dass noch
mehr Verkehr in das enge Mittel-
rheintal kommt, sondern dass der
Verkehr, der künftig durch das
Mittelrheintal geleitet wird, leiser,
erschütterungsfreier und mit we-
niger Emissionen verbunden sein
wird. Uns ist der Schutz der Bür-
gerinnen und Bürger vor Ort, der
Region und des Welterbes ein drin-
gendes Anliegen. Qualität und Er-
reichbarkeit des Personenverkehrs
im Tal und für das Tal sollten ver-
bessert werden, auch hinsichtlich
der Wirtschafts- und Tourismus-
strukturen. Aber Zugfrequenzen
im Bereich des Güterverkehrs zu
erhöhen, kann nicht im Interesse
der Region sein.

Was heißt dies für die touristische
und wirtschaftliche Entwicklung im
Welterbe, für die Buga und die teils
frappierenden Leerstände in den

Kommunen entlang des Rheins,
wenn eine der meistbefahrenen
Güterzugstrecken durch das Welt-
erbe verläuft? Kann man sich nicht
gleich die Millioneninvestitionen in
die Bundesgartenschau, die Infra-
struktur und den Tourismus spa-
ren?
Denninghoff/Boch: Wir stehen da-
für, dass die Region insgesamt at-
traktiver wird und die Menschen
auch in Zukunft gern im Mittel-
rheintal leben und dieses besuchen
wollen. Dafür wird in die Infra-
struktur und in den Tourismus in-
vestiert, dafür engagieren sich in
den Kommunen viele Menschen.
Deshalb freuen wir uns auch da-
rauf, für die Bundesgartenschau
2029 und für die Zeit darüber hi-
naus Inhalte zu schaffen und Ent-
scheidungen zu treffen, von denen
die Region profitieren soll. Auf die-
se Weise wird in die Zukunftsfä-
higkeit der Region investiert. Un-
ser Ziel ist klar: die Region, unsere
Heimat, zu stärken.

Dass die Bahnstrecke durch das
Mittelrheintal eine wichtige Ver-
bindung im europäischen Netz dar-
stellt, ist keineswegs neu. Deshalb
fordern die Menschen vor Ort den
Bund auch dazu auf, langfristig ei-
ne Alternativtrasse für den Güter-
zugverkehr umzusetzen. Solange
diese aber nicht umgesetzt ist,
muss es im Interesse des Bundes,
der nach wie vor zu 100 Prozent
Anteile an der Deutschen Bahn
hält, sein, die Menschen vor Ort
bestmöglich zu schützen und ent-
sprechende Maßnahmen durchzu-
setzen. Diese sind stetig auf ihre
Wirkung hin zu prüfen und weitere
Maßnahmen von der Bahn zu for-
dern, falls dieser Schutz nicht aus-
reichend ist.

Halten Sie persönlich die Forderung
nach einem geeigneten Lärm- und
Erschütterungsschutz im Zuge der
Generalsanierung angesichts der
Aussicht auf mehr und längere Gü-
terzüge für wichtig?
Denninghoff/Boch: Die Bahn plant
bis Ende 2028 eine Generalsanie-
rung der Trasse auf beiden Seiten
des Rheines. Es bietet sich kaum ei-
ne bessere Möglichkeit für die
Bahn und damit auch für den Bund
als Eigner der Bahn, die Akzeptanz
vor Ort zu steigern, indem im Rah-
men dieser Maßnahme alle Mög-
lichkeiten ausgeschöpft werden,
um die Menschen vor Ort zu schüt-
zen und die Belastungen durch we-
sentliche technische Verbesserun-
gen zu verringern. Effizienzsteige-
rung darf an dieser Stelle kein Be-
griff sein, der rein betriebswirt-
schaftlich betrachtet wird. Statt-
dessen muss es auch im Interesse
des Trägers der Bahn sein, dass die
Lebensqualität und die damit ver-
bundene wirtschaftliche Struktur
in der Region effizient gesteigert
werden.

In der Versammlung des Zweck-
verbandes wurde deutlich, dass die
Bahn einen solchen Schutz über
den Status quo hinaus mit Verweis
auf den Bestandsschutz ihrer An-
lagen nicht bereit ist anzugehen.
Sollte man diesen Bestandsschutz
angesichts der vorgesehenen Maß-
nahmen, vor allem aber der durch
Digitalisierung möglichen engeren
Zugtaktung juristisch prüfen?
Denninghoff/Boch: Die Meinungen
dazu sind unterschiedlich, die Dis-
kussion wird in der Region kon-
trovers geführt. Eine entscheiden-
de Frage ist dabei, welches kon-
krete finale Ziel mit einer solchen
Prüfung verfolgt wird, welche be-

lastbaren Ergebnisse sich aus einer
juristischen Prüfung ergeben, wel-
che Aussichten bestehen, dadurch
eine positive Entwicklung für die
Region zu erzielen, und wie lange
ein juristischer Prüfungs- sowie ein
sich gegebenenfalls anschließen-
der Klageprozess dauern könnte.

Im Beschlussvorschlag des Zweck-
verbandes Welterbe Oberes Mit-
telrheintal wird erklärt, dass sich
der Zweckverband „als ungeeignet
und nicht in der Verpflichtung“
sieht, eine juristische Prüfung der

Baumaßnahmen der Deutschen
Bahn oder des Bestandsschutzes
der Bahntrassen vorzunehmen.
Können Sie diese Haltung genauer
erläutern?
Denninghoff/Boch: Der Zweckver-
band Welterbe Oberes Mittel-
rheintal bearbeitet zur Stärkung
des Welterbes einen umfangrei-
chen Katalog an Aufgaben, zu de-
nen neben den satzungsgemäßen
Aufgaben durch den vom Land
Rheinland-Pfalz initiierten Gedan-

ken der Bundesgartenschau 2029
ein großes, wichtiges und für die
Region zukunftsorientiertes Projekt
hinzugekommen ist. Daran arbei-
ten wir mit Hochdruck und versu-
chen mit den zur Verfügung ste-
henden Ressourcen und finanziel-
len Mitteln, unsere Aufgaben zu
bewältigen und die gesteckten Zie-
le zu erreichen. Unser Haushalt
bietet gegenwärtig keinerlei Spiel-
raum, um intensive juristische Prü-
fungen sowie deren mögliche Fol-
gewirkungen tragen zu können.
Zudem müsste ein klares Ziel einer
etwaigen juristischen Prüfung des
Bestandsschutzes feststehen. Wir
gehen aktuell zudem davon aus,
dass wir als Zweckverband mögli-
cherweise keine Klageberechti-
gung hätten. Der Vorstand des
Zweckverbandes hat sich intensiv
mit dieser Thematik, mit den sat-
zungsgemäßen Aufgaben des
Zweckverbandes befasst und auch
den Austausch zu verschiedenen
Behörden gesucht. In der Ver-
bandsversammlung haben wir dies
entsprechend erläutert.

Sie wollen als Landräte die Bürger-
initiativen bei der juristischen Prü-
fung dieser Frage unterstützen. Wie
soll dies konkret geschehen?
Boch: Wir haben zuletzt in Kamp-
Bornhofen gern an einer Informa-
tionsveranstaltung der Bürgeriniti-
ative teilgenommen, in der seitens
eines Fachanwaltes teils sehr
grundsätzliche Überlegungen zu
möglichen juristischen Beauftra-
gungen vorgestellt wurden. Wir
unterstützen den Grundgedanken,
unsere Region entlasten zu wollen,
statt weiter zu belasten, ausdrück-
lich. Deshalb haben wir teilge-
nommen, deshalb signalisieren wir
grundsätzlich bei diesem Thema
heute und künftig unsere Unter-
stützung. Wir haben uns im Vor-
stand des Zweckverbandes dafür
ausgesprochen, dass wir uns vor-
stellen können, eine juristische
Prüfung beispielsweise durch die
Bürgerinitiative auch finanziell zu
unterstützen, anstatt eine juristi-
sche Prüfung unmittelbar durch
den Zweckverband einzuleiten.
Dies habe ich auch in der Ver-
bandsversammlung erläutert.

Sind Sie als Landräte bereit, auch
mit finanziellen und personellen
Kapazitäten die Bürgerinitiativen zu
unterstützen?
Denninghoff/Boch: Wir stehen den
Bürgerinitiativen als Ansprech-
partner zur Verfügung. Das ist be-
kannt und unverändert. Wir glau-
ben, dass insbesondere die inhalt-
liche Unterstützung als Vertreter
des jeweiligen Landkreises we-
sentlich sein kann.

Als Landräte sind Sie gewählte
Vertreter der Einwohner Ihrer
Landkreise und sollen sich für die
Interessen der jeweiligen Bevölke-
rung einsetzen. Wie gedenken Sie
auch angesichts der eventuellen
mittel- und langfristigen Folgen der
Bahnpläne für das Welterbe Oberes
Mittelrheintal diese Aufgabe zu
erfüllen?
Denninghoff/Boch: Genau diese
Verantwortung nehmen wir ernst,
wir nehmen sie an und nehmen sie
auch wahr. Als Vorstand des
Zweckverbandes haben wir die
Bahn deshalb gezielt zur jüngsten
Verbandsversammlung eingela-
den, damit erstmals überhaupt öf-
fentlich kommuniziert wird, welche
Umsetzung die Bahn am Mittel-
rhein auf der rechten Rheinseite im
Jahr 2026 überhaupt plant.
Boch: Ich habe in der Sitzung per-
sönlich eingefordert, dass die Bahn
die Kommunen und die Bürger so-
wie die Region insgesamt stärker
einbindet und auch zu den ge-
planten Maßnahmen auf der linken
Rheinseite informiert. Diese Maß-
nahmen sollen im Jahr 2028 voll-
zogen werden. Bislang wurde dazu
nichts konkret kommuniziert. Als
Landrat des Rhein-Hunsrück-Krei-
ses habe ich mich dazu bereits vor
Monaten an die Deutsche Bahn so-
wie die maßgeblichen Behörden
auf Bundes- und Landesebene ge-
wandt.

Die Fragen stellte Michael Stoll.

Ein Arbeiter kontrolliert im Werk Oberbaustoffe der Deutschen Bahn (DB Netze) das Herzstück einer Weiche. Allein bei der rechtsrheinischen Generalsa-
nierung sollen laut derzeitigen Planungen 111 neue Weichen eingebaut werden. Foto: Rolf Vennenbernd/dpa

„Zugfrequen-
zen im Bereich
des Güterver-
kehrs zu erhö-
hen, kann
nicht im Inte-

resse der Region sein.“
Landrat Jörg Denninghoff

„Wir stehen
den Bürgerini-
tiativen als
Ansprechpart-
ner zur Verfü-
gung. Wir
glauben, dass

insbesondere die inhaltliche
Unterstützung als Vertreter
des jeweiligen Landkreises
wesentlich sein kann.“
Landrat Volker Boch

Bestandsschutz der Bahn und dessen juristische Überprüfung

Bei der Generalsanierung
der links- und rechts-
rheinischen Bahnstrecken
geht es Bürgerinitiativen
und kommunalen Ver-
tretern auch um die
Frage nach dem Schutz
vor Lärm und Erschütte-
rungen. Frage ist, ob die
Bahn bei der Dimension
der Vorhaben und deren
Auswirkungen, also mehr
Güterverkehr, den sie
selbst prognostiziert,
nicht entsprechende
Schutzmaßnahmen über
den von bereits freiwillig
installierten Maßnahmen
einbauen muss.

Solange es aber nur um
die Sanierung des Alt-
bestandes an Gleisen und
Anlagen geht, kann sich
die Bahn laut Gesetz auf
ihren „Bestandsschutz“
für Altanlagen berufen
und muss keinen weite-
ren Schutz einplanen.
Sobald aber zum Beispiel
ein weiteres Gleis gebaut
werden würde, was im
Rheintal nicht der Fall
ist, gilt der Bestands-
schutz nicht mehr.
Ob nun aber die Digita-
lisierung der Strecken,
die ja tatsächlich zu ei-
nem wesentlich höheren

Zugaufkommen und ge-
gebenenfalls auch län-
geren Zügen führen
kann, quasi wie ein
Neubau zu sehen ist,
dies müsste nach Ansicht
des Verbandsgemeinde-
rates Loreley und der
Bürgerinitiativen juristisch
geprüft werden. Mike
Weiland, Bürgermeister
der Verbandsgemeinde
Loreley, hat dieses An-
sinnen an den Zweck-
verband Oberes Mittel-
rheintal herangetragen.
Eine Entscheidung darü-
ber, ob der Zweckver-
band Juristen beauftragt,

steht noch aus.
Die Spitze des Verbandes
aber und damit auch die
Landräte Volker Boch
und Jörg Denninghoff
sieht den Zweckverband
„als ungeeignet und
nicht in der Verpflich-
tung“, eine juristische
Prüfung der Baumaß-
nahmen der Deutschen
Bahn oder des Be-
standsschutzes der
Bahntrassen vorzuneh-
men. Man geht aktuell
davon aus, dass der
Zweckverband mögli-
cherweise keine Klage-
berechtigung habe. ms
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